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Antrag 
 
 
der Fraktion der SPD 
 
 
NRW muss funktionieren: Mit dem Sondervermögen Infrastruktur echte Wachstumsim-
pulse im Ruhrgebiet für ganz Nordrhein-Westfalen setzen  
 
 
I. Ausgangslage 
 
Nordrhein-Westfalen muss funktionieren – und zwar als ganzes Bundesland. Durch das Son-
dervermögen Infrastruktur und die neue Öffnungsklausel im Grundgesetz erhält das Land zu-
sätzliche finanzielle Spielräume für Investitionen in die Infrastruktur. Diese müssen zügig, 
nachhaltig und effektiv eingesetzt und vor allem bedarfsgerecht verteilt werden. Dabei muss 
das Ruhrgebiet angemessen berücksichtigt werden, um das vorhandene Potenzial der Region 
für ganz Nordrhein-Westfalen endlich zu nutzen und dem verfassungsrechtlichen Auftrag 
gleichwertiger Lebensverhältnisse gerecht zu werden.  
 
Nordrhein-Westfalen stellt als Knotenpunkt und wirtschaftlicher Motor einen Großteil der zent-
ralen Infrastruktur für Deutschland und Europas bereit. Mit dieser Schlüsselrolle sind beson-
dere Herausforderungen im Hinblick auf die Sanierung und Modernisierung verbunden. Wäh-
rend das Sondervermögen Infrastruktur zu echten Verbesserungen führen kann, wird eine 
Verteilung der Mittel nach dem Königsteiner Schlüssel den spezifischen Anforderungen unse-
res Bundeslandes nicht gerecht. Die Verausgabung der Mittel aus dem Sondervermögen darf 
dabei nicht nach dem Gießkannenprinzip oder der Himmelsrichtung erfolgen. Sowohl im Hin-
blick auf die Ausgaben des Bundes als auch auf die Verwendung der Mittel in Nordrhein-West-
falen selbst müssen Investitionen vorrangig dort getätigt werden, wo die Bedürftigkeit beson-
ders hoch, gleichzeitig das Potenzial für echten Fortschritt aber auch besonders groß ist. Ge-
zielte Investitionen in die Infrastruktur im Ruhrgebiet können starke Wachstumsimpulse für 
ganz Nordrhein-Westfalen setzen. Die wirtschaftsstarken Länder Bayern und Baden-Württem-
berg haben in den vergangenen Jahren rund ein Drittel höhere Pro-Kopf-Investitionen tätigen 
können als westdeutsche Länder wie Nordrhein-Westfalen oder das Saarland. Die Landesre-
gierung hat es in den vergangenen Jahren nicht verstanden, die Investitionsfähigkeit ihrer öf-
fentlichen Akteure, insbesondere der Kommunen, zu erhöhen. 
 
Die Metropole Ruhr birgt enormes Potenzial, das durch die verfehlte Politik der Landesregie-
rung derzeit ungenutzt bleibt. Das Ruhrgebiet ist nicht nur der größte Ballungsraum Europas, 
sondern auch auf dem Weg zur grünsten Industrieregion der Welt. Großprojekte wie der Um-
bau der Emscher oder die erfolgreiche Transformation zur Wissensregion zeigen, dass Struk-
turwandel im Ruhrgebiet gelingen kann. Die Emschergenossenschaft hat bewiesen, welche 
identifikatorische und wirtschaftliche Schubkraft überkommunale Infrastrukturprojekte erzeu-
gen können. Vom Erfolg des Emscherumbaus muss gelernt werden, denn er ist übertragbar. 
Den Genossenschaftsgedanken fortsetzend könnte eine überkommunale 
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Infrastrukturgenossenschaft Investitionen aus dem Sondervermögen gezielt und kompetent 
administrieren und in Bauprojekten umsetzen. Zahlreiche Kommunen in der Region beweisen 
seit Jahren, dass auch unter schwierigen Rahmenbedingungen und ohne Hilfe durch das Land 
kreative Lösungen für die Alltagssorgen der Menschen gefunden werden können. Leuchten-
des Beispiel ist die Wiedernutzbarmachung des alten Opel-Geländes Mark 51°7 in Bochum, 
wo durch kluge Ansiedlungspolitik und Engagement vor Ort eine wirtschaftlich tragfähige Flä-
chenentwicklung mit nachhaltiger Wärmeversorgung und mehr Arbeitsplätzen als zuletzt im 
Opelwerk stattfand. Initiativen wie der Vorschlag eines städteübergreifenden Mobilitätskon-
zepts (Mobilitätsimpuls.Ruhr) oder der systematische Rollout von Innovation City Bottrop wer-
den von der Landesregierung allerdings im Keim erstickt oder links liegen gelassen. Obwohl 
Ideen wie diese das Leben der Menschen im Ruhrgebiet substanziell verbessern können, ver-
weigert die Landesregierung hier die notwendige Unterstützung.  
 
Die jahrelange Vernachlässigung des Ruhrgebiets durch die Landesregierung wirkt sich trotz 
großer Anstrengungen der kommunalen Politik zunehmend auf die Lebensbedingungen der 
Menschen vor Ort aus. Während der Investitionsstau in Nordrhein-Westfalen insgesamt hoch 
ist, schränken die Altlasten des Strukturwandels die Investitionsfähigkeit der Ruhrgebietskom-
munen besonders stark ein. Durch das Verschleppen einer wirksamen Altschuldenlösung hat 
die schwarz-grüne Landesregierung den finanziellen Handlungsspielraum der Kommunen im 
Ruhrgebiet jahrelang massiv eingeschränkt und damit dringend notwendige Zukunftsinvestiti-
onen verhindert. Diese Blockadehaltung verschärft die Ungleichheit der Lebensverhältnisse in 
Nordrhein-Westfalen. Erwerbstätige Familien in strukturschwachen Regionen wie dem Ruhr-
gebiet bekommen dies tagtäglich zu spüren. Die marode Infrastruktur schränkt sie nicht nur in 
ihrem Lebensalltag ein, ob auf dem Weg zur Arbeit, in die Kita oder Schule oder zum Sport-
verein – auch die Wirtschaft leidet darunter. Ausbleibende Investitionen im Ruhrgebiet gefähr-
den den Industriestandort Nordrhein-Westfalen und damit zehntausende Arbeitsplätze über 
die Branchen Stahl und Chemie hinaus. Dass Unternehmen wie Microsoft Interesse am Ruhr-
gebiet bekunden, um hier weitere Rechenzentren anzusiedeln, ist eine große Chance. Bisher 
sind die Pläne aufgrund der Strukturen vor Ort nicht umgesetzt worden. Die Landesregierung 
steht hier in der Verantwortung eine solche Ansiedlung voranzutreiben. Doch die Landesre-
gierung gefährdet wissentlich die finanzielle Sicherheit und die Lebensgrundlage vieler Fami-
lien in Nordrhein-Westfalen. Damit wird sie nicht nur ihrer Aufgabe für gleichwertige Lebens-
verhältnisse zu sorgen nicht gerecht. Sie verhindert auch, dass Kinder und Jugendliche im 
Ruhrgebiet die gleichen Chancen auf ein gutes und gesundes Aufwachsen erhalten wie in 
anderen Regionen. Studien wie zuletzt der Teilhabeatlas des Berlin-Instituts für Bevölkerung 
und Entwicklung belegen: Um Chancengleichheit für Kinder, Jugendliche und Familien im 
Ruhrgebiet zu ermöglichen, sind echte Kraftanstrengungen nötig. 
 
Investitionen in unterschiedlichen Bereichen im Ruhrgebiet können nicht nur die Lebensquali-
tät der dort lebenden Menschen verbessern, sie wirken in ganz Nordrhein-Westfalen. Zusätz-
liche Mittel aus dem Sondervermögen sollten etwa gezielt für die Umsetzung der Handlungs-
ziele der Grünen Infrastruktur im Ruhrgebiet genutzt werden – zur Entwicklung klimaange-
passter Quartiere, zur Sicherung regionaler Frischluftachsen oder zur Förderung zirkulären 
Bauens mit natürlichen Kohlestoffspeichern. Gezielte Investitionen in Zukunftsbranchen, wie 
die Wasserstoffwirtschaft, Kreislaufwirtschaft und Gesundheitswirtschaft, stärken nicht nur 
nachhaltige Arbeitsplätze im Ruhrgebiet, sondern erhöhen gleichzeitig die Resilienz der ge-
samten nordrhein-westfälischen Wirtschaft. Gleiches gilt für die relevanten Verkehrswege im 
Ruhrgebiet zu Land und Wasser. Damit industrielle Altstandorte nicht zur Last werden, son-
dern im Sinne einer nachhaltigen Flächenentwicklung reaktiviert werden können, könnte mit 
Mitteln aus dem Sondervermögen ein regionaler Grundstücksfonds aufgesetzt werden. Letzt-
endlich sollten die Investitionen aus dem Sondervermögen zu spürbaren Verbesserungen im 
Alltag der Menschen führen. Mit einer bedarfsgerechten Verteilung können gezielt sozial 
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benachteiligte Quartiere gefördert und durch sichere Schulwege, moderne Spielplätze, ener-
gieeffiziente Bildungsgebäude und klimaresiliente Freiräume lebenswerter werden.   
 
Die Landesregierung wird ihrer Verantwortung, für gleichwertige Lebensverhältnisse zu sor-
gen, im Hinblick auf das Ruhrgebiet nicht gerecht. Das zeigen beispielshaft halbherzige Pro-
jekte wie die großspurig angekündigte Ruhr-Konferenz des ehemaligen Ministerpräsidenten 
Armin Laschet. Die besondere Berücksichtigung des Ruhrgebiets bei der Modernisierung der 
Infrastruktur ist nicht nur eine Frage der sozialen Gerechtigkeit im Sinne gleichwertiger Le-
bensverhältnisse. Sie ist auch die Voraussetzung für das Vertrauen der Bürgerinnen und Bür-
ger in die staatliche Ordnung, Sicherheit und Institutionen. Die Mittel aus dem Sondervermö-
gen Infrastruktur bieten eine echte Chance für das Ruhrgebiet und für das Land Nordrhein-
Westfalen bei der Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse wieder voranzukommen. Des-
halb ist es entscheidend, dass die Landesregierung für eine bedarfsgerechte Verteilung sorgt 
und sich dabei an Kriterien der Bedürftigkeit und der Chance auf nachhaltiges Wachstum ori-
entiert. Das Ruhrgebiet zeigt eindrucksvoll, welches Potenzial in Nordrhein-Westfalen insbe-
sondere in strukturschwachen Regionen vorhanden ist. Die Landesregierung muss sich des-
halb umgehend für einen angemessenen Anteil Nordrhein-Westfalens am Sondervermögen 
Infrastruktur einsetzen und gleichzeitig die richtigen Weichen für die zielgerichtete Verwen-
dung der Mittel im eigenen Bundesland setzen. 
 
II. Der Landtag stellt fest, dass 
 
- in Nordrhein-Westfalen erhebliche regionale Unterschiede in der Lebensqualität der 

Menschen abhängig vom Wohnort existieren, denen die Landesregierung im Sinne der 
Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse aktiv entgegenwirken muss.  

 
- die finanziellen Handlungsspielräume insbesondere von Kommunen in strukturschwa-

chen Regionen wie dem Ruhrgebiet aufgrund der Altlasten des Strukturwandels stark 
eingeschränkt sind und dringend notwendige Investitionen deshalb nicht getätigt werden 
können. 

 
- die finanziellen Spielräume aus dem Sondervermögen Infrastruktur gezielt, nachhaltig 

und effektiv eingesetzt und bedarfsgerecht verteilt werden und zu sichtbaren und wahr-
nehmbaren Verbesserungen im Alltag der Menschen führen müssen.  
 

- Investitionen in die verschiedenen Bereiche der Infrastruktur im Ruhrgebiet nachhaltige 
Wachstumsimpulse für ganz Nordrhein-Westfalen setzen können. 

 
III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, 
 
- umgehend einen Mechanismus zur bedarfsgerechten Verteilung der Mittel, die dem 

Land Nordrhein-Westfalen aus dem Sondervermögen Infrastruktur zur Verfügung ste-
hen, in einem transparenten Prozess unter Einbeziehung des Landtags auf Grundlage 
von Indikatoren zur Analyse gleichwertiger Lebensverhältnisse zu entwickeln und dabei 
eine angemessene Berücksichtigung strukturschwacher Regionen wie dem Ruhrgebiet 
sicherzustellen. 

 
- sich für eine angemessene Berücksichtigung des Ruhrgebiets bei Ausgaben des Bun-

des für Investitionen in die Infrastruktur im Rahmen des Sondervermögens einzusetzen. 
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- bei der Ausgestaltung des Sondervermögens auf die verantwortungsvolle und realisti-
sche Verausgabung auch unter Berücksichtigung anfallender Planungskosten hinzuwir-
ken und dabei den Schwerpunkt auf investiven Ausgaben zu legen, die mittel- und lang-
fristige Effekte haben.   

 
- regionale Akteure wie den Regionalverband Ruhr und die Emschergenossenschaft bei 

der Umsetzung des Sondervermögens Infrastruktur frühzeitig einzubinden und zu betei-
ligen, insbesondere bei interkommunalen Maßnahmen.  

 
- Genossenschaftsmodelle für die Administration und Umsetzung von interkommunalen 

Infrastrukturprojekten zu stärken und gezielt auszubauen. 
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